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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache 1901 — 

und über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 

— Drucksache 1748 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Schwarzhaupt 


Der Rechtsaiisschuß hat sich in seiner Sitzung ! 
vom 19. Januar 1961 mit dem Gesetzentwurf zur 
Änderung des Grundgesetzes — Drucksache 1901 — , | 
der ihm in der 123. Sitzung des Bundestages am | 
1. Juli 1960 überwiesen worden ist, befaßt. Diese i 
Vorlage enthält zwei Grundgesetzänderungen, die | 
in keinem unmittelbaren Zusammenhang stehen. 
Einmal wird in dem Gesetzentwurf die Errichtung i 
eines Gemeinsamen Senats der oberen Bundes- | 
gerichte vorgeschlagen anstelle des bisher im 
Grundgesetz vorgesehenen Obersten Bundesge- 
richts. Zum andern hat der Entwurf die Schaffung 
einer verfassungsrechtlichen Grundlage für die Er- 
richtung eines Bundespatentgerichts zum Gegen- 
stand, und zwar veranlaßt durch das Urteil des Bun- 
desverwaltungsgerichts vom 13. Juni 1959. Da diese 
zweite Grundgesetzänderung im Zusammenhang steht j 
mit dem Entwurf eines Sechstenüberleitungsgesetzes, 
wird insoweit auf die Ausführungen des Bericht- 
erstatters Abg. Deringer im Schriftlichen Bericht 
Drucksache 2405 verwiesen. Die nachfolgenden Aus- 
führungen beschränken sich auf die Errichtung eines I 
Gemeinsamen Senats der oberen Bundesgerichte i 
(Neufassung des Artikels 95 GG). i 

Der Rechtsausschuß hat sich bereits im 2. Bundes- j 
tag mit der Errichtung eines Obersten Bundes- ; 
gerichts befaßt im^ Zusammenhang mit einem ent- | 


sprechenden Antrag der Fraktion der FDP. Hier wa- 
ren bereits bei Beratung der Frage Zweifel darüber 
laut geworden, ob die Zahl der vorkommenden 
Divergenzen zwischen Entscheidungen oberer Bun- 
desgerichte die Schaffung eines Obersten Bundes- 
gerichts rechtfertige, und ob Artikel 95 Abs. 2 GG 
in der bisherigen Fassung praktikabel sei. Damals 
wurde bereits als Ausweglösung die Schaffung eines 
Großen oder Vereinigten Senats der oberen Bun- 
desgerichte erwogen. Der Bundestag nahm, eine 
Entschließung an, durch die die Bundesregierung 
aufgefordert wurde, den Entwurf eines Gesetzes 
zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtspre- 
chung (Artikel 95 GG) vorzulegen. Die Erörte- 
rung dieses ausführenden Gesetzes zu Artikel 95 
GG ließ schon im vorparlamentarischen Bereich die 
Bedenken gegen die Einrichtung eines Obersten 
Bundesgerichts in der Form des Artikels 95 GG (alte 
Fassung) deutlich werden. Die Regierung entschloß 
sich zur Vorlage eines Entwurfs zur Änderung des 
Artikels 95 GG, der anstelle des Obersten Bundes- 
gerichts einen Gemeinsamen Senat der oberen 
Bundesgerichte vorsah. 

Die Gründe für die Ablehnung eines Obersten 
Bundesgerichts und die Schaffung eines Gemein- 
samen Senats der oberen Bundesgerichte sind im 
einzelnen folgende: 


Druck; ßonnor Universitäts-Bochclruckorei, Bonn 
AlltMiivortrieb : Dr. Huns Ilogor, Bdd Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2426 


1. Ein Oberstes Bundesgericht als selbständige In- ' 

stitution zur Wahrung der Einheitlichkeit der | 
Rechtsprechung würde nicht ausgelastet sein. Es | 
hat sich gezeigt, daß divergierende Entscheidun- ; 
gen der oberen Bundesgerichte in der vergan- ; 
genen Zeit relativ selten vorgekommen sind. So- | 
weit diese Entscheidungen Fälle von grundsätz- ; 
iicher Bedeutung betrafen, fielen sie zu einem | 
erheblichen Teil unter die Zuständigkeit des 
Bundesverfassungsgerichts. ‘ 

2. Bei Errichtung eines obersten Bundesgeridits | 
würde die Abgrenzung der Zuständigkeit gegen- 
über dem Bundesverfassungsgericht schwer lös- i 
bare Probleme ergeben. 

3. Artikel 95 GG in der bisherigen Fassung enthält ! 

einen Kompromiß zwischen der Vorstellung von j 
einer obersten Revisionsinstanz und einer Instanz i 
zur Entscheidung von Grundsatzfragen. Diese ' 
Kompromißnatur der derzeitigen Lösung würde i 
in der praktischen Durchführung zu Unbilligkei- : 
ten führen. | 

Die jetzt vorgesehene Neuregelung beseitigt die ’ 
vorgebrachten Bedenken. Die nähere Ausgestaltung 1 
des Gemeinsamen Senats bleibt einem besonderen 
Gesetz Vorbehalten. 


Bonn, den 20, 


Die Beschlüsse des Rechtsausschusses sind aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlich. 

Ein Antrag im Ausschuß, im neuen Artikel 95 
Abs. 2 statt der Worte „über die Berufung der 
Richter der oberen Bundesgerichte" zu sagen „über 
die Berufung aller Richter der oberen Bundes- 
gerichte" bezweckte, auch die Laienbeisitzer bei 
einigen oberen Bundesgerichten mit in das Wahl- 
verfahren durch einen Richterwahlausschuß einzu- 
beziehen. Der Vorschlag fand keine Mehrheit im 
Ausschuß. Es wurde eingewandt, ein zur Zeit schwe- 
bendes Verfahren vor dem Bundesverfassungs- 
gericht über die Wahl der Laienbeisitzer bei den 
oberen Bundesgerichten solle abgewartet werden. 
Es wurde auch eine Reihe praktischer Bedenken er- 
hoben. Die Zahl der zur Verfügung stehenden 
Laienrichter reiche kaum zur Besetzung der Stellen, 
geschweige denn zu einer Wahl zwischen mehre- 
ren Bewerbern aus. Die objektiven Grundlagen in 
Personalakten mit Zeugnissen über Examen und 
richterliche Tätigkeit fehlen bei Laienrichtern. Da 
Laienrichter nicht lebenslänglich oder auf lange Zeit, 
sondern nur für wenige Jahre bestellt werden, 
müßte die Tätigkeit des Richterwahlausschusses 
außerordentlich ausgedehnt werden. 


Januar 1961 


Frau Dr. Schwarzhaupt 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1901 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grund- 
gesetzes — Drucksache 1748 — als durch die Be- 
schlußfassung zu Nr. 1 erledigt abzulehnen. 


Bonn, den 20. Januar 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Frau Dr. Schwarzhaupt 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
— Drudcsacäie 1901 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Aussdiuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert; 

1. In Artikel 92 werden die Worte „durch das 
^ Oberste Bundesgericht,“ gestrichen. 

2. Artikel 95 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 95 

(1) Für das Gebiet der ordentlichen, der Ver- 
waltungs-, der Finanz-, der Arbeits- und der 
Sozialgerichtsbarkeit sind obere Bundesgerichte 
zu errichten. 

(2) über die Berufung der Richter der oberen 
Bundesgerichte entscheidet der für das jewei- 
lige Sachgebiet zuständige Bundesminister ge- 
meinsam mit einem Richterwahlausschuß, der 
aus den für das jeweilige Sachgebiet zustän- 
digen Ministern der Länder und einer gleichen 
Anzahl von Mitgliedern besteht, die vom Bun- 
destag gewählt werden. Die Dienstverhältnisse 
der Richter sind durch besonderes Bundesgesetz 
zu regeln. 

(3) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung kann ein Gemeinsamer Senat 
der oberen Bundesgerichte gebildet werden. Das 
Nähere regelt ein Bundesgesetz. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Artikel 95 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„Artikel 95 

(1) unverändert 


(2) über die Berufung der Richter der oberen 
Bundesgerichte entscheidet der für das jewei- 
lige Sachgebiet zuständige Bundesminister ge- 
meinsam mit einem Richterwahlausschuß, der 
aus den für das jeweilige Sachgebiet zustän- 
digen Ministern der Länder und einer gleichen 
Anzahl von Mitgliedern besteht, die vom Bun- 
destag gewählt werden. 


(3) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung ist ein Gemeinsamer Senat 
der oberen Bundesgerichte zu bilden. Das Nähere 
regelt ein Bundesgesetz. 


3 
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Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(4) Der Bund kann für Dienststrafverfahren 
gegen Bundesbeamte und Bundesrichter Bundes- 
dienststrafgeridite sowie für Dienststrafverfah- 
ren gegen Soldaten und für Verfahren über Be- 
schwerden von Soldaten Bunde sdienstgeridite 
errichten. " 

3. Artikel 96 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 96 

(1) Der Bund kann für Angelegenheiten des 
gewerblichen Rechtsschutzes ein Bundesgericht 
errichten. 

(2) Der Bund kann Wehrstrafgerichte für die 
Streitkräfte als Bundesgerichte errichten. Sie 
können die Strafgerichtsbarkeit nur im Vertei- 
digungsfalle sowie über Angehörige der Streit- 
kräfte ausüben, die in das Ausland entsandt 
oder an Bord von Kriegsschiffen eingeschifft 
sind. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. Diese 
Gerichte gehören zum Geschäftsbereich des 
Bundesjustizministers. Ihre hauptamtlichen Rich- 
ter müssen die Befähigung zum Richteramt 
haben. 

(3) Oberes Bundesgericht für die in Absatz 1 
und 2 genannten Gerichte ist der Bundesgerichts- 
hof." 

siehe Nr. 2 (Artikel 95 Abs. 4) 


4. Artikel 96 a wird gestrichen. 

♦ 

5. In Artikel 100 wird der zweite Hafbsatz des 
^ Absatzes 3 gestrichen. 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Absatz 4 entfällt hier 

siehe Nr. 3 (Artikel 96 Abs. 4) 


3. Artikel 96 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Artikel 96 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Bund kann für Dienststrafverfahren 
gegen Bundesbeamte und Bundesrichter Bundes- 
dienststrafgerichte sowie für Dienststrafverfah- 
ren gegen Soldaten und für Verfahren über Be- 
schwerden von Soldaten Bundesdienstgerichte 
errichten." 

4. unverändert 


5. unverändert 


Artikel II 
unverändert 
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